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An die

Mitglieder des

Landkreistages Nordrhein-Westfalen

Reform der Pflegeversicherung

hier: Eckpunkte der Großen Koalition auf Bundesebene
Bezug: LKT RS Nr. 078/07 vom 26.01.2007
Zusammenfassung:
	Die Große Koalition auf Bundesebene hat sich auf die beigefügten Eckpunkte zur „Reform zur nachhaltigen Weiterentwicklung der Pflegeversicherung“ ab dem Jahr 2008 verständigt. Hervorzuheben ist, dass die vom DLT nachdrücklich kritisierte Absenkung der Sachleistungsbeträge in der stationären Pflege nicht weiter verfolgt wird. Vielmehr gibt es verschiedene Leistungsverbesserungen im ambulanten Bereich und für Demenzkranke. Zur Finanzierung ist eine Anhebung des Beitragssatzes um 0,25 % geplant. Aus kommunaler Sicht ist daneben insbesondere die beabsichtigte Einrichtung sog. Pflegestützpunkte zur besseren Abstimmung und Vernetzung der Angebote für Pflegebedürftige relevant. 


Sehr geehrte Damen und Herren,

Texteingabe bitte ab der nächsten Zeile!!!

der Deutsche Landkreistag (DLT) berichtet wie folgt:
„In den Morgenstunden des 19.06.2007 haben sich die Partner der Großen Koalition auf Bundesebene auf Eckpunkte zur Pflegereform verständigt, die in dem als Anlage beigefügten Papier „Reform zur nachhaltigen Weiterentwicklung der Pflegeversicherung“ niedergelegt sind. Die wesentlichen kommunalrelevanten Verabredungen sind die folgenden:

Sog. Pflegestützpunkte

In dem Papier wird zunächst das Ziel der „integrierten wohnortnahen Versorgung und Betreuung“ genannt, für die ein „neuer Vertragstyp“ zwischen Krankenkassen, Pflegekassen, Kommunen und Leistungserbringern geschlossen werden können soll. 

Mit solchen „Pflegestützpunkten“ wird in der Sache der DLT-Forderung nach einer Koordinierung und Vernetzung der unterschiedlichen Angebote vor Ort Rechnung getragen, die nach hiesiger Auffassung allerdings den Landkreisen aufgrund ihrer Verantwortung für die Hilfe zur Pflege, die kommunale Altenhilfe und die Daseinsvorsorge obliegen muss. Insofern wird auf die weitere Ausgestaltung ein besonderes Augenmerk zu legen sein. Jedenfalls ist die Aufgabenübertragung durch Landesrecht mit entsprechender Finanzierung erforderlich. Die in den Eckpunkten beabsichtigte „Anschubfinanzierung für die Pflegestützpunkte von der Pflegeversicherung“ für zwei Jahre ist nicht ausreichend.

Klärungsbedürftig ist auch die Vorstellung, dass die Pflegekassen verpflichtet werden sollen, darauf hinzuwirken, dass bürgerschaftlich Engagierte noch besser in vernetzte Versorgungsangebote auf kommunaler Ebene eingebunden werden. Dies ist eine originäre kommunale Angelegenheit und wird im weiteren Verfahren ebenfalls zu betrachten sein.

Ausgestaltung der finanziellen Leistungen

· Die ambulanten Sachleistungsbeträge sollen ab dem Jahr 2008 bis zum Jahr 2012 stufenweise wie folgt angehoben werden:
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Stufe Il 921 980 1.040 1.100
Stufe Il 1.432 1.470 1.510 1.550
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· Das Pflegegeld soll bis zum Jahr 2012 wie folgt angehoben werden:
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bisher € 2008 2010 2012
Stufe | 205 215 225 235
Stufe Il 410 420 430 440
Stufe 1Il 665 675 685 700





· Die stationären Sachleistungsbeträge der Stufen I und II sollen zunächst unverändert bleiben. Die Stufe III und Stufe III in Härtefällen sollen bis zum Jahr 2012 stufenweise wie folgt verändert werden:

[image: image5.png]Pflegestufe bisher € 2008 2010 2012
Stufe Il 1.432 1.470 1.510 1.550
Stufe 1l 1.688 1.750 1.825 1.918

Hértefall





Die auch vom DLT geforderte Dynamisierung der Pflegeleistungen soll nach der stufenweisen Anhebung erst ab dem Jahr 2015 erfolgen, und zwar in einem dreijährigen Rhythmus.

Weiter soll der zusätzliche Leistungsbetrag für Menschen mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz von derzeit bis zu 460 € auf bis zu 2.400 € jährlich angehoben werden. Neben den Anspruch auf Tagespflege soll noch ein hälftiger Anspruch auf die jeweilige ambulante Pflegesachleistung oder das Pflegegeld für die weiterhin zu Hause notwendige Pflege treten.

Daneben sollen Anreize geschaffen werden für Pflegeheime, Pflegebedürftige von höheren in niedrigere Pflegestufen zu überführen. Pflegeheimen, denen es durch verstärkte aktivierende und rehabilitative Bemühungen gelingt, Pflegebedürftige in eine niedrigere Pflegestufe einzustufen, sollen einen einmaligen Geldbetrag in Höhe von einheitlich 1.536 € (Differenz zwischen Pflegestufe II und Pflegestufe I innerhalb eines halben Jahres) erhalten.

Anhebung des Beitragssatzes

Zur Finanzierung der Leistungsverbesserungen und zur Abdeckung der bestehenden Unterdeckung laufender Ausgaben der Pflegekassen soll der allgemeine Beitragssatz von derzeit 1,7 % ab 01.07.2008 um 0,25 % auf 1,95 % angehoben werden.

Pflegezeit

Für Arbeitnehmer in Betrieben ab elf Mitarbeitern soll bei der Pflege von Angehörigen die sog. Pflegezeit als Anspruch auf unbezahlte Freistellung von der Arbeit mit Rückkehrmöglichkeit eingeführt werden. 

Bewertung des Deutschen Landkreistages
Der Deutsche Landkreistag hat das Erfordernis einer umfassenden Pflegereform wiederholt bekräftigt. Zuletzt hat er auf seiner Präsidialsitzung vom 10./11.05.2007 wie folgt beschossen:

1. Das Präsidium des Deutschen Landkreistages äußert die deutliche Sorge, dass die zur Reform der Pflegeversicherung bekannt gewordenen Überlegungen des Bundesgesundheitsministeriums, die Beträge der Pflegestufen einander anzunähern, zu einseitigen Lastenverschiebungen in die kommunalfinanzierte Sozialhilfe führen. Es fordert, die Beträge im stationären Bereich nicht zu kürzen. Zugleich wird eine transparente Darlegung der finanziellen Folgen und eine vollumfängliche Kompensation kommunaler Mehrbelastungen gefordert.

2. Die Überlegungen des Bundesgesundheitsministeriums, die Leistungen der Pflegeversicherung zu dynamisieren, Demenzkranke stärker zu berücksichtigen sowie den Übergang vom Krankenhaus in die pflegerische Versorgung besser zu verzahnen, greifen dagegen Forderungen des Deutschen Landkreistages auf und sind zu begrüßen. Dringend geboten ist daneben die ausstehende gleichberechtigte Einbeziehung von pflegebedürftigen behinderten Menschen in die Leistungen der Pflegeversicherung.

3. Das Präsidium des Deutschen Landkreistages bekräftigt das Erfordernis einer umfassenden Reform der Pflege, bei der die Defizite der Vergangenheit aufgehoben werden. Dies gilt insbesondere für die nachteilige Versäulung von ambulanter und stationärer Pflege. Dabei müssen auch die Pflegestufen durchlässiger werden. Besonderes Augenmerk ist zugleich auf die Überprüfung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs zu richten. Hier muss gleichfalls den Belangen demenzkranker Menschen Rechnung getragen werden. Das Präsidium fordert, die wichtige Reform des Pflegebedürftigkeitsbegriffes zeitgleich zur eigentlichen Reform der Pflegeversicherung anzugehen.

4. Weiter kommt der Qualitätssicherung in der Pflege große Bedeutung zu. Über den nach dem SGB XII zu finanzierenden Standard muss maßgeblich der Sozialhilfeträger entscheiden können.

5. Die Koordination und Vernetzung der unterschiedlichen Angebote, insbesondere der Beratungs-, Begleitungs- und Entlastungsangebote, vor Ort muss den Landkreisen aufgrund ihrer Verantwortung für die Hilfe zur Pflege, die kommunale Altenhilfe und die Daseinsvorsorge obliegen. Die Aufgabenübertragung muss durch Landesrecht mit entsprechender Finanzierung erfolgen. Die Pflegekassen sind zur Zusammenarbeit zu verpflichten.

Vor diesem Hintergrund ist die jetzige Verständigung zur nachhaltigen Weiterentwicklung der Pflegeversicherung, die in den Medien bereits als „Mini-Reform“ kritisiert wird, lediglich als erster Schritt in die allerdings richtige Richtung zu bezeichnen. 

Positiv hervorzuheben ist insbesondere, dass erreicht werden konnte, dass die Überlegungen des Bundesgesundheitsministeriums, die Leistungsbeträge im stationären Bereich deutlich abzusenken, nicht weiter verfolgt werden. Damit ist der befürchteten kommunalen Mehrbelastung zumindest in diesem Bereich vorgebeugt.

Auch die Verabredungen des Koalitionsausschusses, Demenzkranke stärker zu berücksichtigen und die ambulante Pflege zu stärken, gehen auf DLT-Forderungen ein. Gleiches gilt für die verbesserte Koordination und Vernetzung der unterschiedlichen Angebote vor Ort. Im weiteren Verfahren wird ein besonderes Augenmerk auf die konkrete Ausgestaltung zu richten sein, um der Bereitschaft der Kreise und der Notwendigkeit, hier mehr Verantwortung zu übernehmen, Rechnung zu tragen. 

Die jetzigen Verabredungen können aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass eine grundlegende Reform zur Absicherung des Risikos der Pflegebedürftigkeit weiterhin auf der Agenda bleiben muss.“
Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag
 Friederike Scholz
Anlage: (nur in elektronischer Form unter www.lkt-nrw.de abrufbar).
Internet: http://www.lkt-nrw.de


